
 
 
 

08.05.2014 Niederschrift Soz/001/2014 

 

Ausschuss für Arbeit, Soziales und Familie 
am 01.04.2014 | Kreishaus Unna | Freiherr-vom-Stein-Saal II/III | Friedrich-Ebert-Straße 
17 | 59425 Unna 
 
 
Beginn 16:00 Uhr Ende 17:00 Uhr 
 
 
Anwesend: 

Vorsitzender 

Herr Jochen Nadolski-Voigt  

Kreistagmitglieder SPD 

Frau Christel Ciecior  

Herr Rolf Erdmann  

Herr Jens Hebebrand  

Herr Dirk Kolar  

Frau Ursula Lindstedt  

Herr Gerd Oldenburg  

Sachkundige Bürger/innen SPD 

Frau Eleonore Köth-Feige  

Herr Siegfried Pogadl  

Herr Klaus-Peter Winkler  

Kreistagmitglieder CDU 

Herr Michael Blandowski  

Frau Marlies Deppe  

Herr Paul-Heinz Kranemann  

Herr Gerhard Meyer  

Frau Ursula Sopora  

Kreistagmitglieder BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Herr Hans-Ulrich Bangert  

Kreistagmitglieder FDP 

Frau Heike Schaumann  

Sachkundige Bürger/innen FDP 

Herr Rainer Seepe  

Kreistagmitglieder DIE LINKE. 

Herr Werner Sell  

Kreistagmitglieder FWG 

Herr Helmut Stalz  

Kreistagmitglieder GFL 

Rudolf Mroncz  
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Verwaltung 

Herr Rüdiger Sparbrod, Dezernent   

Herr Norbert Diekmännken, Fachbereichsleiter  

Frau Birgit Scholz, Schriftführerin  
 
 
 
 

Herr Nadolski-Voigt begrüßt die anwesenden Damen und Herren und eröffnet die Sitzung. Er stellt die form- 

und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfähigkeit des Ausschusses fest. Änderungen oder Ergän-

zungen in der Tagesordnung ergeben sich nicht, so dass wie folgt beraten wird:  

 
 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

Punkt 1    Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 
   
 

Punkt 2    Jobcenter Kreis Unna 
   
 

Punkt 2.1    Förderung "Wirtschaft inklusiv" - Inklusionsinitiative für Ausbildung und Beschäfti-

gung; (siehe DS 172/13) 
   
 

Punkt 2.2    Anfrage zu den Kosten der Unterkunft (siehe DS 205/13) 
   
 

Punkt 2.3    Sofortprogramm Wirtschaft- und Beschäftigungsförderung (siehe DS 140/13); 

Mündlicher Bericht 
   
 

Punkt 3   047/14 Kennzahlenvergleich Ausschöpfungsquote Bildung und Teilhabe NRW 
   
 

Punkt 4    Neuorganisation der Pflegeberatung, Wohnberatung und der psychosozialen Bera-

tung (PSB);  

Bericht zu dem neuen Trägerverbund 
   
 

Punkt 5   049/14 Fortführung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015 
   
 

Punkt 6    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
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Nichtöffentlicher Teil 

 

Punkt 7    Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 
   
 
 
 
 

Öffentlicher Teil 

Punkt 1  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

 

Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern ergeben sich nicht. 

 

 

Punkt 2  Jobcenter Kreis Unna 

 

 

Punkt 2.1  Förderung "Wirtschaft inklusiv" - Inklusionsinitiative für Ausbildung und 

Beschäftigung;  

(siehe DS 172/13) 

 

Erörterung  

Herr Sparbrod führt aus, dass die Inklusionsinitiative für Ausbildung und Beschäftigung aus einem Antrag der 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hervorgehe und sich an das Jobcenter sowie die Arbeitsagenturen 

richte. Im Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm des Jobcenters würde die Initiative als Handlungsfeld 

detailliert beschrieben. Zurzeit arbeite das Jobcenter an einer Projektbeschreibung, damit überhaupt ein 

Antrag eingereicht werden könne. Die Projektbeschreibung würde der Politik zur gegebenen Zeit zur Verfü-

gung gestellt. Es handele sich um ein gemeinsames Projekt, an dem neben dem Jobcenter Kreis Unna auch 

das Jobcenter Stadt Hamm beteiligt sein werde. Für das Projekt sei ihm auch wichtig, dass die Fachstelle für 

behinderte Menschen einbezogen werde. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Kranemann (CDU-Fraktion) antwortet Herr Sparbrod, dass für die einzelnen Anträ-

ge ausreichend Mittel vorhanden bzw. verfügbar seien; es gebe insgesamt 50 Millionen Euro. 

Herr Nadolski-Voigt ergänzt, dass die Mittel auch noch im Jahr 2015 beantragt werden könnten. Ihn interes-

siere die Zeitschiene, um entsprechend planen zu können. 

Herr Ringelsiep teilt mit, dass innerhalb des ersten Halbjahres 2014 eine Beratung durch den Projektträger 

erfolgen solle. Dabei handele es sich um das Zentrum für Luft- und Raumfahrt von der Bundesregierung. Im 

zweiten Halbjahr 2014 käme es zu einer Antragstellung und 2015 solle das Projekt dann tatsächlich starten. 

 

Auf Nachfrage von Herrn Meyer (CDU-Fraktion) teilt Herr Sparbrod mit, dass ihm nichts darüber bekannt sei, 

ob die Mittel pro Projekt begrenzt seien. Aus der Beschreibung des Projektes ergebe sich lediglich die Ge-

samtsumme in Höhe von 50 Millionen Euro sowie eine Laufzeit von drei Jahren. 
 
 
 
 

 

 



 
Seite 4 von 8 

Punkt 2.2  Anfrage zu den Kosten der Unterkunft (siehe DS 205/13) 

 

Erörterung  

Herr Sparbrod teilt mit, dass die zur Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gefertigte, umfangrei-

che Antwort des Jobcenters Kreis Unna zur Information an die Fraktionen weitergeleitet worden sei. Die 

Antwort zur Anfrage kann online über das Kreistagsinformationssystem „SessionNet“, als Anlage zur Druck-

sache 205/13, eingesehen werden. 

 

 

Punkt 2.3  Sofortprogramm Wirtschaft- und Beschäftigungsförderung (siehe DS 

140/13); 

Mündlicher Bericht 

 

Erörterung  

Herr Sparbrod führt aus, dass in der heutigen Sitzung eine Antwort in Kurzform erfolge und eine detaillierte 

Beantwortung zur Niederschrift gegeben werde; die Antwort ist dieser Niederschrift als Anlage 1 beigefügt. 

In Zusammenarbeit mit dem Jobcenter hätte die Verwaltung versucht, die einzelnen Punkte im Arbeitsmarkt- 

und Integrationsprogramm widerzuspiegeln. Anstelle der Bildung eines weiteren Beirates für das Jobcenter 

hätten die Bürgermeister den Vorschlag unterbreitet, dass sich mit den Inhalten aus dem SGB II die Sozial- 

und Jugenddezernenten des Kreises Unna und der Städte und Gemeinden beschäftigen mögen. Die Dezer-

nenten seien von dieser Idee angetan und eine erste Sitzung fände im Mai 2014 statt. 

 

 

Punkt 3 047/14 Kennzahlenvergleich Ausschöpfungsquote Bildung und Teilhabe NRW 

 

Erörterung  

Herr Diekmännken erläutert die Drucksache und teilt mit, dass es Initiativen gebe, auch von den Landtags-

abgeordneten getragen, die zu einer größeren Verteilungsgerechtigkeit innerhalb von Nordrhein-Westfalen 

führen solle. Das Ministerium hätte dies wohl erkannt und einen Gutachter beauftragt. Dieser solle eine prak-

tikable Abrechnungssystematik entwickeln, so dass alle Regionen auskömmlich finanziert würden. Die Mittel 

seien gedeckelt und somit könne das Land auch nur die vom Bund zur Verfügung gestellten Mittel weiterge-

ben.  

 

Herr Meyer äußert, dass es trotz einer eventuell einziehenden höheren Gerechtigkeit bei einer Unterdeckung 

bleiben könnte, denn die Mittel seien begrenzt worden. 

Herr Sparbrod teilt mit, dass die Kommunen sich einheitlich für eine Spitzabrechnung ausgesprochen hätten. 

Er gehe demnach davon aus, dass sich die Kommunen bei einer Umsetzung bzw. Durchsetzung der Spitz-

abrechnung auf der sichereren Ebene befinden würden. Aber man wisse eben nicht, wie sich die Fallzahlen 

insgesamt entwickelten. 

 

Herr Stalz (Gruppe FWG) fragt nach, ob bekannt sei, warum der Kreis Steinfurt viermal so viele Antragstel-

lungen wie der Kreis Unna im Jahr 2013 gehabt hätte. Des Weiteren läge bei der Stadt Düsseldorf ein Drittel 

der Antragstellungen des Kreises Steinfurt vor, aber der Stadt Düsseldorf seien erheblich mehr Mittel zuge-

flossen. Dafür hätte er ebenfalls gerne eine entsprechende Erklärung. 

 



 
Seite 5 von 8 

Herr Diekmännken antwortet, dass anhand eines Vordruckes quartalsweise an das Ministerium berichtet 

werde. Für die entstandenen Daten hätte er keine Erklärung, aber er könne gerne nachfragen und eine Klä-

rung herbeiführen. 

 

Herr Kranemann führt aus, dass gerade vor diesem Hintergrund eine Spitzabrechnung sehr wichtig sei. Es 

müsse dafür gesorgt werden, dass die investierten Gelder durch die Spitzabrechnung vom Bund zurück 

kämen. 

 

Der Kennzahlenvergleich Ausschöpfungsquote Bildung und Teilhabe Nordrhein-Westfalen wird zur Kenntnis 

genommen. 

 

 

Punkt 4  Neuorganisation der Pflegeberatung, Wohnberatung und der psychosozia-

len Beratung (PSB); 

Bericht zu dem neuen Trägerverbund 

 

Erörterung  

Herr Diekmännken führt aus, dass die Fachstelle für Pflege- und Wohnberatung zum 01.03.2014 gestartet 

sei und das unter einem Dach im Severinshaus in Kamen. Ein gegründeter Trägerverbund solle das Bera-

tungssystem übersichtlicher gestalten. Dem Trägerverbund gehörten folgende Institutionen an: Kreis Unna 

für die Sicherstellung einer kreisweiten Pflegeberatung, Arbeiterwohlfahrt (AWO) als neuer Träger der 

Wohnberatung in Mitte und Träger der psychosozialen Beratung (PSB) in Mitte, Caritasverband für den Nor-

den, also Lünen, Selm und Werne als neuer Träger der Wohnberatung und Träger der PSB, im Süden sei 

alles so geblieben wie bisher, die ökumenische Zentrale Schwerte als Träger der Wohnberatung und der 

PSB. Die AWO sowie die Caritas hätten neue Mitarbeiter eingestellt, die jetzt entsprechend geschult würden. 

Neu eingeführt hätte man die Telefon- und Internetberatung, hier gebe es die Servicenummer 0800 / 27 200 

200 sowie die E-Mail-Adresse pwb@kreis-unna.de. Für Anrufe sowie E-Mails gewährleiste man eine Rück-

meldung innerhalb von 24 Stunden. Nach einer längeren Anlaufzeit würden sicherlich auch Mitarbeiter/innen 

über ihre Erfahrungen im täglichen Beratungsgeschäft berichten können. 

 

Herr Sparbrod ergänzt, dass es zu dieser Thematik ein Informationspapier gebe, welches dieser Nieder-

schrift als Anlage 2 beigefügt ist. 

 

 

Punkt 5 049/14 Fortführung der Schulsozialarbeit im Schuljahr 2014/2015 

 

Erörterung 

Herr Sell (Fraktion DIE LINKE.) berichtet über die Erörterung in der gestrigen Sitzung des Schulausschus-

ses. Er verstehe nicht, warum eine Fraktion Beratungsbedarf anmelde und somit nicht in der Lage sei, sich 

bis zur Sitzung entsprechend zu beraten. Zumal die Presse bereits im Vorfeld ausführlich zur Thematik be-

richtet hätte. In einer derartig wichtigen Angelegenheit, es ginge um 61 Arbeitsplätze von Schulsozialarbei-

tern, müsste zeitnah entschieden werden. Ebenfalls verstehen könne er nicht die Antwort des Staatssekre-

tärs des Ministeriums für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 11.03.2014, 

letzter Satz. Dort müsste bekannt sein, wie der Kreis Unna und die Kommunen allgemein finanziell dastün-

den. Dass der Vorschlag unterbreitet werde, Kassenkredite aufzunehmen, dafür hätte er kein Verständnis. 

 

mailto:pwb@kreis-unna.de
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Frau Schaumann (FDP-Fraktion) führt aus, dass nicht Presseberichte, sondern Drucksachen die Diskussi-

onsgrundlage für eine Abstimmung bilden würden. Die Drucksache hätte erst kurz vor der Sitzung vorgele-

gen. Bisher sei es bei Beratungsbedarf einer Fraktion bzw. Gruppe immer so gewesen, dass die entspre-

chende Beschlussempfehlung geschoben worden sei. Inhaltlich stehe sie zu dem Beschlussvorschlag und 

sicherlich werde der Kreistag hierzu eine positive Entscheidung treffen. Die FDP-Fraktion melde somit auch 

heute Beratungsbedarf an und werde sich, sofern es zu einer Abstimmung komme, enthalten. 

 

Die Gruppe FWG stimme der Drucksache zu, so Herr Stalz. Insgesamt seien sich wohl alle darüber einig, 

dass mit der Schulsozialarbeit eine sehr wertvolle gesellschaftliche Arbeit geleistet werde. An einer Finanzie-

rung der Schulsozialarbeit müssten sich sowohl Bund, Land als auch Kommunen beteiligen. Es handele sich 

um eine gesamtgesellschaftliche und nicht, wie von der Bundesarbeitsministerin dargestellt, um eine schul-

spezifische Aufgabe. In diesem Zusammenhang müsse auch darauf hingewiesen werden, dass 57 Prozent 

der Schulsozialarbeiter nur befristete Verträge hätten. 

 

Die CDU-Fraktion stehe der Schulsozialarbeit durchaus positiv und aufgeschlossen gegenüber und stimme 

der Drucksache zu, so Herr Meyer. Trotzdem weise er darauf hin, dass der Landrat im letzten Sommer da-

rum gebeten worden sei, bei der Landesregierung für die Fortführung der Schulsozialarbeit zu werben. Be-

reits zum damaligen Zeitpunkt sei der CDU-Fraktion verfassungsrechtlich klar gewesen, dass hier das Land 

in der Pflicht stehe. Diesbezüglich hätte man damals die Entscheidung getroffen, sich vorrangig an den Bund 

zu wenden; einen Versuch sei es durchaus wert gewesen. Die sozialdemokratische Bundesarbeitsministerin 

vertrete die gleiche Rechtsauffassung wie die CDU-Fraktion, dass es eine Aufgabe des Landes sei. Er ver-

misse in dieser Drucksache den klaren Versuch, genauso wie damals an den Bund, jetzt an das Land her-

anzutreten und darauf hinzuweisen, dass es eine verfassungsrechtliche Aufgabe des Landes sei und von 

dort sicherzustellen sei. Er möchte noch einmal die klare Aufforderung an den Landrat betonen, sich an die 

Landesregierung zu wenden und für die Schulsozialarbeit zu werben. 

Herr Sparbrod führt aus, dass der Landrat das Ministerium am 13.02.2014 angeschrieben und die Problema-

tik dargelegt hätte. Herr Sparbrod selbst habe in Düsseldorf an einem Aufsichtsgespräch teilgenommen. Dort 

sei deutlich gemacht worden, wie die Schulsozialarbeit weiter finanziert werden könnte und zwar nur der 

Hinweis auf Bildung und Teilhabe. Mit dem Staatssekretär, Herrn Dr. Schäffer, sei diskutiert worden. Das 

Land hätte beim Bund diese Thematik nochmal vorgebracht. Im Koalitionsvertrag ständen sechs Milliarden 

Euro zur Verbesserung der Finanzsituation der Städte und Gemeinden und es gebe auch nach wie vor den 

Vorschlag, aus diesem Paket 400 Millionen Euro (ungefähre Kosten der Schulsozialarbeit) herauszulösen 

und separat für die Schulsozialarbeit zur Verfügung zu stellen. Es lägen aber noch keine Entscheidungen 

vor. 

 

Die SPD-Fraktion wünsche die heutige Abstimmung und werde der Drucksache zustimmen, so Frau 

Lindstedt. 

Für die Fraktion DIE LINKE. sowie für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schließen sich Herr Sell und 

Herr Bangert der Ausführung an. Herr Bangert weist auf die aktuell veröffentlichten Ergebnisse der PISA-

Studie hin. Auch daraus gehe hervor, dass Schulsozialarbeit langfristig etabliert werden müsse. 

 

Frau Schaumann teilt mit, dass ihr die Wichtigkeit der Schulsozialarbeit durchaus bewusst sei. Sie wünsche 

sich, dass alle Quellen erschlossen würden, sowohl über den Bund als auch über das Land. Es handele sich 

aber auch um eine präventive Aufgabe der Jugendhilfe und somit müssten die Kommunen ebenfalls aktiv 

werden. Die Wichtigkeit der Aufgabe sei unstrittig und die Enthaltung der FDP-Fraktion gelte mehr dem Be-

ratungsbedarf und nicht dem Inhalt. 
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Herr Kranemann führt aus, dass mit dem Schreiben vom 13.02.2014 nichts anderes gemacht worden sei, als 

sich die Finanzierung für das Schuljahr 2014/2015 vom Land genehmigen zu lassen. Das sei zu wenig, es 

ginge um die dauerhafte Finanzierung durch das Land. 

Herr Sparbrod antwortet, dass der Hintergrund des Schreibens ein anderer gewesen sei. Das Land verstehe 

scheinbar die hiesige Haushaltspolitik sowie das hiesige Haushaltssystem nicht. Dies werde auch an dem 

Vorschlag deutlich, dass Kassenkredite aufgenommen werden sollen. Denn diese nehme man nur dann auf, 

wenn eine Unterdeckung vorläge und eine Überbrückung stattfinden müsse. Auch bei dem geführten Auf-

sichtsgespräch sei vorgeschlagen worden, die Mittel in Anspruch zu nehmen, die 2011 übergeblieben seien. 

Diese Mittel stünden aber nicht mehr zur Verfügung, denn sie seien im Jahresabschluss berücksichtigt wor-

den. Mit dem Schreiben hätte die Verwaltung bezweckt, dass auf die Rückforderung der Mittel, die auch 

nach Ansicht der kommunalen Spitzenverbände nicht rechtmäßig seien, verzichtet werde. Es sei auch 

durchaus klar gewesen, dass es zu keiner zufriedenstellenden Antwort kommen würde. Man hätte auf die 

Risiken aufmerksam und in dem Gespräch deutlich gemacht, dass seitens des Landes erwartet werde, die 

Gespräche in Berlin, die  Rückforderungen betreffend, weiterzuführen. 

 

Herr Meyer führt erneut die an den Landrat zu richtende Forderung an und teilt mit, dass die CDU-Fraktion 

im Kreistag einen entsprechenden Ergänzungsantrag stellen werde. 

 

Es sei unstrittig, ob der Bund oder das Land bezahle, so Herr Nadolski-Voigt. Wichtig sei, dass zeitnah et-

was passiere und nachhaltig finanziert werde. Deutlich mache er auch, dass nicht nur für Schulsozialarbeit 

im Bereich Bildung und Teilhabe eine Finanzierung vorhanden sein müsse. Die Schulsozialarbeit sei neben 

den benachteiligten Kindern auch für alle Schulen und für alle anderen Kinder von Bedeutung. Des Weiteren 

möchte er darauf aufmerksam machen, dass der Landrat explizit darauf hingewiesen hätte, dass durch die 

Auflösung der Rückstellung aus dem Jahr 2012 das bestehende finanzpolitische Risiko einer Rückforderung 

durch den Bund bewusst in Kauf genommen werde. Dies sollte bei der Abstimmung Berücksichtigung finden. 

 

Beschluss 

1. Zur Sicherstellung einer Fortsetzung der Schulsozialarbeit in den Städten und Gemeinden sowie beim 

Kreis Unna im bisherigen vertraglichen Rahmen bis zum 30.06.2015 werden aus dem Kreishaushalt 

2014 außerplanmäßig Mittel in Höhe von maximal 2,1 Mio. € zur Verfügung gestellt  

2. Zur Finanzierung sind vorrangig die bisher nicht verwendeten, für die Schulsozialarbeit aber zweckge-

bundenen Mittel des Jahres 2013 sowie ausgezahlte, aber nicht verbrauchte Mittel aus Vorjahren auf der 

Grundlage noch vorzulegender Gesamtverwendungsnachweise einzusetzen. 

3. Für den dann noch verbleibenden Finanzierungsumfang werden die Erträge aus der Auflösung einer 

bilanziellen Rückstellung eingesetzt, die für die nicht verbrauchten Mittel des Bildungs- und Teilhabepa-

ketes im Jahresabschluss 2012 gebildet worden ist. 

 

Abstimmungsergebnis 

einstimmig beschlossen             (2 Enthaltungen der FDP-Fraktion) 

 

 

Punkt 6  Mitteilungen der Verwaltung und Anfragen 

 

Zielvereinbarung zur Früherkennung und Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter 

Kinder 

Herr Sparbrod teilt mit, dass es ursprünglich in dieser Sitzung eine Drucksache „Zielvereinbarung zur Früh-

erkennung und Frühförderung behinderter und von Behinderung bedrohter Kinder“ hätte geben sollen. Am 
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17.12.2013 sei im Kreistag die bisher bestehende Zielvereinbarung verlängert worden. Die Verwaltung habe 

inhaltlich einige Änderungswünsche. Allerdings werde zurzeit noch von einer Drucksache abgesehen, da die 

freie Stelle der Kinderärztin im Fachbereich Gesundheit und Verbraucherschutz bisher nicht hätte nachbe-

setzt werden können. Zurzeit gebe es daher einige Probleme mit der Bearbeitung der dortigen Fälle. Zwi-

schenzeitlich sei entschieden worden, die Stelle mit einer heilpädagogischen Fachkraft zu besetzen, das 

Auswahlverfahren liefe und eine Entscheidung folge in Kürze. Sobald die neue Kollegin bzw. der neue Kol-

lege sich im Dienst befände und die Rahmenbedingungen abgesteckt worden seien, werde eine Drucksache 

vorgelegt. Dies geschehe voraussichtlich erst nach der Kommunalwahl. 

 

Herr Kranemann führt aus, dass für das Personal im IT-Bereich die Zulagen und ähnliches der freien Wirt-

schaft angepasst und gezahlt würden. Das halte er auch für durchaus wichtig und vor allem richtig. Aber er 

frage sich, warum man nicht genauso im Gesundheitsbereich agieren würde. Dort könnte ebenfalls eine 

Aufstockung des Gehaltes bzw. eine Zulage, angepasst an die freie Wirtschaft, erfolgen. Gerade im Bereich 

der Kinder sei es von Bedeutung, dass Fachkräfte vorhanden seien. Dies stelle keineswegs eine Abstufung 

anderer Personen dar, er möchte nur anregen, darüber nachzudenken. 

Herr Sparbrod schlägt vor, die Anregung mit in die Verwaltung zu nehmen, denn er kenne sich mit den 

Rahmenbedingungen zum Personaleinsatz und deren Bezahlung nicht aus. 
 

Herr Nadolski-Voigt bedankt sich für die gute Zusammenarbeit innerhalb dieser Wahlperiode und wünscht 

alles Gute. 

 

 

 

Anlagen 

1. Sofortprogramm Wirtschaft- und Beschäftigungsförderung – Antwort der Verwaltung 

2. Information zur Neuorganisation der Pflege- und Wohnberatung und der psychosozialen Beratung (PSB) 

  
 
 
gez. Jochen Nadolski-Voigt    gez. Birgit Scholz 
Vorsitzender    Schriftführerin 
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